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Steuerliche Berücksichtigung 
von Kranken- und  
Pflegeversicherungsbeiträgen

Der aktuelle
Tipp

STAND: MÄRZ 2020

Seit dem Jahr 2010 können die Beiträge zur gesetzlichen oder privaten Krankenversi-

cherung sowie die Beiträge zur gesetzlichen Pflegeversicherung in tatsächlicher Höhe 

als Sonderausgaben berücksichtigt werden, soweit sie der Absicherung auf sozialhil-

fegleichem Niveau (der sogenannten Basisabsicherung) dienen. Die entsprechenden 

Eintragungen sind auf der Anlage Vorsorgeaufwand vorzunehmen. 
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1. 	 A B Z U G  VO N  K R A N K E N -  U N D  P F L E G E V E R S I C H E R U N G S B E I T R Ä G E N  N AC H 

A K T U E L L E M  R E C H T  ( S E I T  1.   JA N UA R   2 010 )

Seit dem Jahr 2010 werden die Beiträge zu einer Krankenversicherung in tatsäch-

lich geleisteter Höhe als Sonderausgaben abgezogen, soweit diese eine Grundver-

sorgung im Krankheitsfall abdeckt (Basiskrankenversicherung). Zudem werden die 

Beiträge zur gesetzlichen Pflegeversicherung (also zur sozialen Pflegeversicherung 

und zur privaten Pflege-Pflichtversicherung) in tatsächlich erbrachter Höhe als Son-

derausgaben berücksichtigt. Steuerfreie Zuschüsse des Arbeitgebers oder des Ren-

tenversicherungsträgers, von der Künstlersozialkasse übernommene Beiträge sowie 

Beitragsrückerstattungen (auch Prämienzahlungen nach §  53 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch ( SGB V) und pauschale Bonuszahlungen nach § 65a SGB V) sind 

von den gezahlten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen abzuziehen.

Beiträge zu sonstigen Vorsorgeaufwendungen (vgl. Ausführungen unter Nummer 8) 

können nur dann als Sonderausgaben berücksichtigt werden, wenn die tatsächlichen 

Beiträge zur Basiskranken- und gesetzlichen Pflegeversicherung nicht bereits höher 

sind als die jährlichen Höchstbeträge von 2.800 € bzw. 1.900 €.

2 . 	 B E G Ü N ST I G T E  K R A N K E N V E R S I C H E R U N G S B E I T R Ä G E

Voraussetzung für den Abzug von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen ist, 

dass sie nicht in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit steuerfreien 

Einnahmen stehen. Nicht abziehbar sind deshalb z. B. Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge eines Rentners, soweit für sie steuerfreie Zuschüsse gewährt werden, 

sowie die auf Lohnersatzleistungen (wie z.  B. Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, 

Insolvenzgeld, Mutterschaftsgeld oder Krankengeld) einbehaltenen Beitragsanteile 

zur Kranken- und Pflegeversicherung. Versicherungsbeiträge im Zusammenhang mit 

einem nach dem Auslandstätigkeitserlass oder nach einem Doppelbesteuerungsab-

kommen (DBA) steuerfreien Arbeitslohn sind ebenfalls nicht als Sonderausgaben 

abziehbar, wenn der Arbeitslohn aus einem nicht zu den Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union (EU) bzw. des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) gehörenden 

Staat bezogen wird. Zum EWR gehören Island, Liechtenstein und Norwegen. Wird 

der steuerfreie Arbeitslohn aus einem Mitgliedstaat der EU bzw. des EWR bezogen, 

ist der Sonderausgabenabzug von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen mög-

lich. Das geht allerdings nur, wenn die Beiträge nicht bereits in diesem Mitgliedstaat 

steuermindernd berücksichtigt werden.

Weitere Voraussetzung für den Abzug von Kranken- und Pflegeversicherungsbei-

trägen ist, dass die Beiträge an einen Sozialversicherungsträger (gesetzliche Kran-
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kenkasse) oder an ein inländisches Versicherungsunternehmen geleistet wurden. 

Beiträge an ein ausländisches Versicherungsunternehmen können nur im Ausnah-

mefall als Sonderausgaben abgezogen werden, wenn das Versicherungsunternehmen 

das Versicherungsgeschäft in Deutschland betreiben darf und mit der inländischen 

gesetzlichen Kranken- oder Pflegeversicherung vergleichbar ist (Anlage Vorsorge-

aufwand, Zeilen 31 bis 36). Bei Versicherungsunternehmen innerhalb der EU bzw. 

des EWR kann regelmäßig davon ausgegangen werden, dass deren Erlaubnis für das 

Gebiet aller Mitglied- und Vertragsstaaten – und damit auch für den Geschäftsbetrieb 

in Deutschland – gilt.

Beiträge zu einer typischen Reisekrankenversicherung, die gegen einen geringen Ein-

malbeitrag im Zusammenhang mit der Buchung einer Auslandsreise abgeschlossen 

werden kann, können nicht als Sonderausgaben berücksichtigt werden.

2.1	 BEITRÄGE ZUR GESETZLICHEN KRANKENVERSICHERUNG (ANLAGE VORSORGEAUFWAND,  

ZEILEN 11 BIS 22)

Die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung entsprechen im Wesentlichen 

der Basisabsicherung, deshalb sind die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversiche-

rung grundsätzlich in tatsächlich gezahlter Höhe als Sonderausgaben abziehbar. 

Nicht zur Basisabsicherung gehören Beiträge für Wahl- und Zusatztarife, die z. B. 

Leistungen wie Chefarztbehandlungen oder Einbettzimmer abdecken. Ebenfalls 

nicht der Basisabsicherung zuzurechnen ist der Beitragsanteil, mit dem das Kranken-

geld finanziert wird. Hat der Steuerpflichtige im Krankheitsfall einen Anspruch auf 

Krankengeld oder Leistungen, die anstelle von Krankengeld gewährt werden, ist der 

tatsächlich gezahlte Beitrag um 4 % zu kürzen. Die Kürzung wird vom Finanzamt vor-

genommen. In der Steuererklärung ist deshalb der ungekürzte Beitrag einzutragen.

Die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung sind im Regelfall bei

·· pflichtversicherten Arbeitnehmern,

·· freiwillig gesetzlich versicherten Arbeitnehmern,

·· freiwillig gesetzlich versicherten Selbstständigen,

·· pflichtversicherten selbstständigen Künstlern und Publizisten,

·· freiwillig gesetzlich versicherten Künstlern und Publizisten

um 4 % zu kürzen.
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B E I S P I E L  1 :

Der ledige Arbeitnehmer A hat Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung in 

Höhe von 2.800 € und zur gesetzlichen Pflegeversicherung in Höhe von 400 € geleis-

tet. Er hat einen Anspruch auf Krankengeld. Daneben zahlt er Beiträge zur Arbeits-

losenversicherung in Höhe von 800 € und Beiträge zu Haftpflichtversicherungen in 

Höhe von 400 €.

Die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung in Höhe von 2.688 € (= 2.800 € 

gekürzt um 4 %, also um 112 €) sowie die Beiträge zur gesetzlichen Pflegeversicherung 

von 400 € sind in tatsächlicher Höhe als Sonderausgaben abziehbar. Da die tatsächli-

chen Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung mit 3.088 € (2.688 € + 400 €) den 

Höchstbetrag von 1.900 € übersteigen, bleiben die Beiträge zur Arbeitslosen- und zur 

Haftpflichtversicherung unberücksichtigt. 

Bis einschließlich 2014 war ein kassenindividueller Zusatzbeitrag nach § 242 SGB V 

ungekürzt in tatsächlich geleisteter Höhe als Sonderausgaben abziehbar, da sich hie-

raus kein unmittelbarer Anspruch auf Krankengeld ergab. Ab dem 1. Januar 2015 ist 

der Zusatzbeitrag abhängig vom Einkommen. Dafür sinkt der vom Bruttoarbeitslohn 

zu tragende Beitrag zur Krankenversicherung (Arbeitnehmeranteil). Von diesem ein-

kommensabhängigen Zusatzbeitrag ist ein Abschlag in Höhe von 4 % vorzunehmen, 

wenn sich aus ihm ein Anspruch auf Krankengeld oder auf eine Leistung ergibt, die 

anstelle von Krankengeld gewährt wird.

Die Beiträge von pflichtversicherten Rentnern sind nicht um 4 % zu kürzen, da sie 

keinen Anspruch auf Krankengeld haben. Bei freiwillig gesetzlich krankenversicher-

ten Rentnern erfolgt eine Kürzung um 4 % nur dann, wenn der Rentner neben der 

Rente noch andere Einkünfte bezieht und im Zusammenhang mit diesen anderen 

Einkünften ein Anspruch auf Krankengeld oder auf Leistungen besteht, die anstelle 

von Krankengeld gewährt werden.

Bei Arbeitnehmern, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert 

sind, und bei freiwillig gesetzlich versicherten Arbeitnehmern, bei denen der Arbeit-

geber die Beiträge an die gesetzliche Krankenkasse abführt, sind die auf der Lohn-

steuerbescheinigung ausgewiesenen Beiträge in den Zeilen 12 bis 16 der Anlage Vor-

sorgeaufwand einzutragen. Rentner, freiwillig gesetzlich versicherte Selbstständige, 

pflicht- oder freiwillig gesetzlich versicherte selbstständige Künstler und Publizis-

ten, sowie freiwillig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer, die ihren Beitrag selbst an 
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die gesetzliche Krankenkasse zahlen, tragen ihre Beiträge in den Zeilen 17 bis 22 der 

Anlage Vorsorgeaufwand ein.

H I N W E I S :

Wurde neben der gesetzlichen Krankenversicherung eine Zusatzversicherung abge-

schlossen, um ein über das Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenversiche-

rung hinausgehendes Absicherungsniveau zu erreichen, sind die für diese Zusatzver-

sicherung geleisteten Beiträge nur als sonstige Vorsorgeaufwendungen abziehbar (vgl. 

Ausführungen unter Nummer 8). Da das Leistungsspektrum der gesetzlichen Kran-

kenversicherung bereits der Absicherung auf sozialhilfegleichem Niveau dient, deckt 

die Zusatzversicherung ausschließlich darüber hinausgehende Leistungen (Wahlleis-

tungen) ab. Sie stellt damit keine Basiskrankenversicherung dar. Die Beiträge sind in 

Zeile 30 der Anlage Vorsorgeaufwand einzutragen.

2.2	 BEITRÄGE ZUR PRIVATEN KRANKENVERSICHERUNG (ANLAGE VORSORGEAUFWAND,  

ZEILEN 23 BIS 28)

Die Beiträge zu einer privaten Krankenversicherung sind in tatsächlicher Höhe 

abziehbar, soweit sie der Basisabsicherung dienen (Basiskrankenversicherung). Das 

sind Beiträge für Vertragsleistungen, die in Art, Umfang und Höhe mit den Leistun-

gen aus der gesetzlichen Krankenversicherung vergleichbar sind.

Dies sind grundsätzlich die für einen sogenannten Basistarif tatsächlich gezahlten 

Beiträge. Der Basistarif wurde zum 1. Januar 2009 eingeführt und ist ein besonders 

gestalteter Tarif, der grundsätzlich von jedem privaten Krankenversicherungsunter-

nehmen angeboten werden muss. Die Leistungen des Basistarifs entsprechen den 

Pflichtleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung. Die sogenannte Basisab-

sicherung oder Basiskrankenversicherung ist jedoch kein spezieller Tarif, sondern 

eine Absicherung der Leistungen auf dem Niveau der gesetzlichen Krankenversiche-

rung – mit Ausnahme des Krankengeldes. Die Basisabsicherung ist deshalb auch in 

jedem anderen Tarif enthalten.

Nicht zur Basisabsicherung gehören  – wie bei der gesetzlichen Krankenversiche-

rung – Beitragsanteile, die der Finanzierung von Wahlleistungen, des Krankenhaus-

tagegeldes oder des Krankentagegeldes dienen. Zu den Wahlleistungen gehören z. B. 

Chefarztbehandlung, Einbettzimmer, ambulante Leistungen durch Heilpraktiker, 

sowie Zahnersatz, implantologische oder kieferorthopädische Leistungen. Besteht 

im Rahmen des sogenannten Basistarifs ein Anspruch auf Krankengeld oder auf Leis-
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tungen, die anstelle von Krankengeld gewährt werden, ist – wie bei der gesetzlichen 

Krankenversicherung – vom Beitrag ein Abschlag von 4 % vorzunehmen.

Sind in einem Versicherungstarif sowohl Leistungen der Basisabsicherung als auch 

Wahlleistungen abgesichert, muss der geleistete Krankenversicherungsbeitrag für 

den Sonderausgabenabzug aufgeteilt werden. Die Aufteilung ist von der jeweiligen 

Krankenversicherung vorzunehmen und dem Versicherten mitzuteilen. Einzelheiten 

hierzu sind in der sogenannten Krankenversicherungsbeitragsanteil-Ermittlungsver-

ordnung (KVBEVO; BGBl. I 2009 S. 2730) geregelt. 

B E I S P I E L  2 :

Der verheiratete Beamte B zahlt jährlich für sich und seine Ehefrau Beiträge zur pri-

vaten Krankenversicherung und zur Pflegepflichtversicherung in Höhe von 6.000 €. 

Hiervon entfallen nach Mitteilung des Versicherungsunternehmens 5.500 € auf die 

Krankenversicherung (4.500 € Basisabsicherung und 1.000 € Wahlleistungen) und 

500 € auf die Pflegepflichtversicherung. Zudem leistet er Beiträge zu Haftpflichtver-

sicherungen in Höhe von 500 €.

Die Beiträge zur Basisabsicherung sind mit 4.500 €  in tatsächlicher Höhe als Sonder-

ausgaben abziehbar. Auch die Beiträge zur Pflegepflichtversicherung von 500 € wer-

den in tatsächlicher Höhe in den Sonderausgabenabzug einbezogen. Da die Beiträge 

zur Basiskranken- und Pflegepflichtversicherung bereits den Höchstbetrag von 3.800 € 

(= 1.900 € + 1.900 €) übersteigen, bleiben die sonstigen Vorsorgeaufwendungen unbe-

rücksichtigt (also die Beiträge für Wahlleistungen und zur Haftpflichtversicherung). 

H I N W E I S :

Maximal kann es zu Abschlägen von rund 20  % kommen. Als Faustformel kann 

daher davon ausgegangen werden, dass mindestens rund 80 % der tatsächlich geleiste-

ten privaten Krankenversicherungsbeiträge begünstigt sind. Werden jedoch in einem 

gesonderten Tarif ausschließlich Krankengeld oder andere nicht begünstigte Zusatz-

leistungen versichert, dann ist für diesen Tarif der gesamte Beitrag nicht abziehbar.

2.3	 BESONDERE VERTRAGSGESTALTUNGEN DER PRIVATEN KRANKENVERSICHERUNG

Der Steuerpflichtige zahlt für seine Basisabsicherung zunächst einen erhöhten Bei-

trag, der in Höhe des zusätzlichen Beitragsanteils für eine Alterungsrückstellung nach 
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§ 12 Absatz 4a des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) verwendet wird. Aufgrund 

dieser erhöhten Alterungsrückstellung erhält er ab einem bestimmten Alter eine 

zuvor vereinbarte zeitlich unbefristete Beitragsentlastung für seine Basisabsicherung. 

Der auf die Basisabsicherung entfallende Beitragsanteil für die erhöhte Alterungs-

rückstellung ist im Jahr der Zahlung als Sonderausgaben abziehbar.

Mit Beiträgen zugunsten einer sogenannten Anwartschaftsversicherung erwirbt der 

Steuerpflichtige den Anspruch, zu einem späteren Zeitpunkt eine private Kranken-

versicherung zu einem ermäßigten Beitrag zu erhalten. Bei der Ermittlung der Bei-

tragshöhe wird der Steuerpflichtige hinsichtlich seines Gesundheitszustandes und 

ggf. auch hinsichtlich seiner Alterungsrückstellung so gestellt, als sei der Vertrag zu 

einem früheren Zeitpunkt abgeschlossen worden. Die Beiträge zu einer solchen 

Anwartschaftsversicherung können bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von 100 € 

als Beiträge zu einer Basiskrankenversicherung berücksichtigt werden.

3 . 	 B E G Ü N ST I G T E  B E I T R Ä G E  Z U R  G E S E T Z L I C H E N  P F L E G E V E R S I C H E R U N G

Die Beiträge zur gesetzlichen Pflegeversicherung, also zur sozialen Pflegeversiche-

rung und zur privaten Pflegepflichtversicherung, sind in tatsächlicher Höhe als Son-

derausgaben abziehbar. Sie sind jedoch um einen steuerfreien Zuschuss des Arbeit-

gebers oder des Rentenversicherungsträgers sowie um den anstelle eines steuerfreien 

Zuschusses gezahlten Betrag (z. B. von der Künstlersozialkasse) und um Beitrags-

rückerstattungen zu kürzen. Eine weitere Kürzung, z. B. im Hinblick auf nicht zur 

Basisabsicherung zählende Leistungen, ist nicht vorzunehmen.

Beiträge zu einer zusätzlichen privaten Pflegeversicherung neben der gesetzlichen 

Pflegeversicherung (Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 28) sind als sonstige Vorsorge-

aufwendungen im Rahmen der Höchstbeträge abziehbar (vgl. Ausführungen unter 

Nummer 8).

4 . 	 A R B E I T G E B E R B E I T R Ä G E ,  A R B E I T G E B E R Z U S C H Ü S S E  U N D  B E I T R AG S R Ü C K -

E R STAT T U N G E N

Der vom Arbeitgeber getragene und nach § 3 Nr. 62 EStG steuerfreie Arbeitgeberan-

teil zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung kann vom Arbeitnehmer nicht 

als Sonderausgaben abgezogen werden.
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Steuerfreie Zuschüsse des Arbeitgebers stehen insgesamt in unmittelbarem Zusam-

menhang mit den Beiträgen zur Basisabsicherung. Sie sind deshalb in voller Höhe 

von den Beiträgen zur Basiskranken- und gesetzlichen Pflegeversicherung abzuzie-

hen (Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 37 bis 39). Dabei ist es unerheblich, ob der 

Arbeitnehmer mit seinen Beiträgen zur privaten Krankenversicherung auch Wahl-

leistungen abgesichert hat. Eine Aufteilung der steuerfreien Zuschüsse in Basisabsi-

cherung und Wahlleistungen und anteilige Berücksichtigung erfolgt nicht.

Beitragsrückerstattungen mindern die abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge in 

dem Jahr, in dem sie zufließen. Auf die Bezeichnung der Beitragsrückerstattungen 

kommt es nicht an. Zu den Beitragsrückerstattungen gehören deshalb auch Prämien-

zahlungen nach § 53 SGB V, pauschale Bonuszahlungen nach § 65a SGB V, die Rück-

zahlung von Beiträgen aus Vorjahren infolge einer rückwirkenden Vertragsänderung 

sowie Erstattungen nach § 26 SGB IV (zu Unrecht gezahlte Beiträge; wenn z. B. nach-

träglich festgestellt wird, dass keine Versicherungspflicht bestand) und nach § 231 

SGB V (Erstattung von Beiträgen bei Überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze). 

Das gilt auch, wenn sie nicht ausbezahlt, sondern mit laufenden Beiträgen verrech-

net werden. Die Aufteilung, inwieweit Beitragsrückerstattungen auf die Basisabsiche-

rung entfallen, ist vom Versicherungsunternehmen vorzunehmen. Im Regelfall wird 

der gleiche Aufteilungsmaßstab gelten wie für die Krankenversicherungsbeiträge. 

Übersteigen die Erstattungen zzgl. steuerfreier Zuschüsse des Arbeitgebers die im 

selben Jahr geleisteten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge, ergibt sich ein 

sogenannter Erstattungsüberhang. Dabei ist zu unterscheiden, ob Beiträge für die 

Basisabsicherung oder für die Absicherung für Wahlleistungen erstattet wurden. 

Soweit der Erstattungsüberhang auf die Basisabsicherung entfällt, ist er zunächst mit 

anderen auf die Basisabsicherung entfallenden Beiträgen zu verrechnen. Ein danach 

noch verbleibender Erstattungsüberhang ist im selben Jahr dem Gesamtbetrag der 

Einkünfte hinzuzurechnen. Entfällt der Erstattungsüberhang dagegen auf Beiträge 

zur Absicherung von Wahlleistungen, erfolgt nach der Verrechnung mit anderen 

sonstigen Vorsorgeaufwendungen keine Hinzurechnung, sondern ein Rücktrag in 

die Vorjahre. 

B E I S P I E L  3 :

A ist im Jahr 2019 nichtselbstständig tätig und privat krankenversichert. Dafür leistet 

er insgesamt einen Krankenversicherungsbeitrag in Höhe von 1.500 €. Nach Auftei-

lung durch die Versicherung ergibt sich ein Beitragsanteil in Höhe von 1.200 €, der 
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ausschließlich der Absicherung von Basisleistungen dient, sowie ein Beitragsanteil in 

Höhe von 300 € für die Absicherung von Wahlleistungen. Außerdem zahlt er Pfle-

gepflichtversicherungsbeiträge in Höhe von 300 €. Für das Vorjahr erhält er folgende 

Beitragsrückerstattungen: Krankenversicherung in Höhe von 2.000 € – davon 1.600 € 

für Basisabsicherung sowie 400 € für die Absicherung von Wahlleistungen.

Somit ergibt sich ein Erstattungsüberhang in Höhe von 400 € (1.600 € – 1.200 €) für 

die Absicherung von Basisleistungen. Der Erstattungsüberhang kann nur mit den 

Beiträgen zur gesetzlichen Pflegeversicherung verrechnet werden, da nur diese eben-

falls der Basisabsicherung dienen. Nach der Verrechnung verbleibt ein Erstattungs-

überhang in Höhe von 100 € (400 € – 300 €). Dieser wird in Höhe von 100 € dem 

Gesamtbetrag der Einkünfte des A hinzugerechnet, da es sich hierbei um Beiträge zur 

Absicherung von Basisleistungen handelt.

Für die Absicherung von Wahlleistungen ergibt sich ein Erstattungsüberhang in 

Höhe von 100 € (400 € – 300 €). Eine Verrechnung dieses Erstattungsüberhangs ist 

hingegen mangels anderer sonstiger Vorsorgeaufwendungen (vgl. die Ausführungen 

unter Nummer 8) nicht möglich. Da der Erstattungsüberhang jedoch auf die Absi-

cherung von Wahlleistungen entfällt, wird er dem Gesamtbetrag der Einkünfte des 

A nicht hinzugerechnet.

5 . 	 B E G Ü N ST I G T E R  P E R S O N E N K R E I S

5.1	 ALS VERSICHERUNGSNEHMER GETRAGENE EIGENE BEITRÄGE  

(ANLAGE VORSORGEAUFWAND, ZEILEN 11 BIS 39)

Der Sonderausgabenabzug setzt voraus, dass die Aufwendungen auf einer eigenen 

Verpflichtung des Steuerpflichtigen beruhen und auch von ihm geleistet werden. 

Deshalb kann jeder Steuerpflichtige grundsätzlich nur die von ihm selbst getragenen 

Beiträge, die er als Versicherungsnehmer zu zahlen hat, als Sonderausgaben abzie-

hen. Lediglich bei Ehegatten bzw. eingetragenen Lebenspartnern, die zusammen zur 

Einkommensteuer veranlagt werden, kommt es für den Sonderausgabenabzug nicht 

darauf an, wer von beiden die Beiträge geleistet hat.
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5.2	 ALS VERSICHERUNGSNEHMER ÜBERNOMMENE BEITRÄGE FÜR ANDERE PERSONEN 

(ANLAGE VORSORGEAUFWAND, ZEILEN 40 BIS 44)

Für den Sonderausgabenabzug von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen ist 

Voraussetzung, dass der Steuerpflichtige Versicherungsnehmer ist und die Beiträge 

selbst geleistet hat.  Es kommt nicht darauf an, wer der Versicherte ist, wessen Leben 

versichert ist oder wer aus dem Vertrag bezugsberechtigt ist. So können z. B. auch 

die vom Steuerpflichtigen geleisteten Beiträge aufgrund eines Vertrags, den er selbst 

als Versicherungsnehmer zugunsten einer anderen Person abgeschlossen hat, als 

Sonderausgaben abgezogen werden. Diese andere Person kann z. B. ein Kind des 

Steuerpflichtigen sein, für das er keinen Anspruch auf Kindergeld oder die Kinder-

freibeträge hat. Besteht für das Kind ein Anspruch auf Kindergeld oder die Kinder-

freibeträge sind die Beiträge in den Zeilen 31 bis 34 der Anlage Kind einzutragen. 

Wenn es sich um eine ausländische Versicherung handelt, dann sind die Beiträge in 

den Zeilen 41/42 der Anlage Kind einzutragen. Ebenfalls möglich ist der Abzug von 

Beiträgen für eine Kranken- und Pflegeversicherung für den Ehegatten oder den ein-

getragenen Lebenspartner (Steuerpflichtiger ist Versicherungsnehmer, Ehegatte bzw. 

Lebenspartner ist versicherte Person). 

5.3	 KRANKEN- UND PFLEGEVERSICHERUNGSBEITRÄGE DES KINDES 

(ANLAGE KIND, ZEILEN 35 BIS 40)

Als eigene Beiträge des Steuerpflichtigen werden seit 2010 auch Beiträge behandelt, 

die er im Rahmen der Unterhaltsverpflichtung für ein Kind übernommen hat, für 

das er Anspruch auf Kindergeld oder die steuerlichen Freibeträge für Kinder hat. 

Hat also das Kind einen eigenen Kranken- und Pflegeversicherungsvertrag (Kind ist 

Versicherungsnehmer und versicherte Person) und werden die vom Kind aufgrund 

dieses Vertrags geleisteten Beiträge von den Eltern übernommen, können die Eltern 

hierfür den Sonderausgabenabzug beantragen. Nehmen die Eltern diese Sonderre-

gelung in Anspruch, kann das Kind die Beiträge nicht zusätzlich als Sonderausga-

ben abziehen. Werden die Eltern nicht zusammen, sondern einzeln zur Einkommen-

steuer veranlagt, werden die für das Kind geleisteten Beiträge dem Ehegatten bzw. 

dem Lebenspartner zugerechnet, der die Aufwendungen wirtschaftlich getragen hat. 

Auf übereinstimmenden Antrag der Ehegatten bzw. der Lebenspartner werden die 

geleisteten Beiträge jeweils zur Hälfte abgezogen.

Unerheblich ist, ob die Eltern ihre Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem Kind in 

Form von Bar- oder Sachleistungen erfüllt haben. Auch ist der Sonderausgabenabzug 
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bei den Eltern selbst dann möglich, wenn das Kind eigene Einkünfte und Bezüge hat, 

mit denen es die Versicherungsbeiträge bestreiten kann. 

Diese Sonderregelung gilt nur für die Beiträge zur Basiskranken- und gesetzlichen 

Pflegeversicherung, nicht für die Absicherung von Wahlleistungen. Die auf die Wahl-

leistungen entfallenden Krankenversicherungsbeiträge können nur beim Kind selbst 

als sonstige Vorsorgeaufwendungen beim Sonderausgabenabzug berücksichtigt wer-

den. Ein Abzug dieser Aufwendungen bei den Eltern ist nicht möglich.

5.4	 FÜR DEN GESCHIEDENEN EHEGATTEN / LEBENSPARTNER EINER AUFGEHOBENEN LEBENSPART-

NERSCHAFT ODER DAUERND GETRENNT LEBENDEN EHEGATTEN / LEBENSPARTNER GELEISTETE 

KRANKEN- UND PFLEGEVERSICHERUNGSBEITRÄGE  

(MANTELBOGEN, ZEILE 41; ANLAGE U UND ANLAGE VORSORGEAUFWAND)

Leistet der Steuerpflichtige Beiträge zu einer eigenen Basiskranken- oder gesetzli-

chen Pflegeversicherung zugunsten seines geschiedenen Ehegatten(Steuerpflichtiger 

ist Versicherungsnehmer; Ehegatte ist versicherte Person) , sind diese als Sonder-

ausgaben beim geschiedenen Ehegatte zu berücksichtigen. Voraussetzung ist, dass 

der geschiedene Ehegatte diese Beiträge als zusätzliche Unterhaltsleistungen versteu-

ern muss. Dann kann er auch insoweit den Sonderausgabenabzug in Anspruch neh-

men, obwohl er nicht selbst Versicherungsnehmer ist. Diese Sonderregelung gilt nur 

für die Beiträge zur Basiskranken- und gesetzlichen Pflegeversicherung, nicht für die 

Absicherung von Wahlleistungen. Die Sonderregelung ist für Lebenspartner einer 

aufgehobenen Lebenspartnerschaft oder dauernd getrennt lebende Ehegatten bzw. 

Lebenspartner entsprechend anzuwenden. Diese Beiträge sind auf der Anlage U ein-

zutragen.

Werden die Unterhaltsleistungen (und damit auch die Beiträge zur Basiskranken- 

und gesetzlichen Pflegeversicherung) vom geschiedenen Ehegatten nicht versteuert, 

kann der Steuerpflichtige für diese Beiträge selbst den Sonderausgabenabzug geltend 

machen (Zeilen 40 bis 44 der Anlage Vorsorgeaufwand; vgl. die Ausführungen unter 

Nummer 5.2).

5.5	 KRANKEN- UND PFLEGEVERSICHERUNGSBEITRÄGE FÜR EINEN UNTERHALTSBERECHTIGTEN 

ANGEHÖRIGEN  

(ANLAGE UNTERHALT, ZEILEN 11 BIS 16)

Hat der Steuerpflichtige im Rahmen seiner Unterhaltsverpflichtung für einen gesetz-

lich unterhaltsberechtigten Angehörigen die Beiträge zu einer Basiskranken- und 

gesetzlichen Pflegeversicherung übernommen, erhöht sich der Höchstbetrag für den 
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Abzug der Unterhaltszahlungen als außergewöhnliche Belastungen um die im jewei-

ligen Jahr geleisteten Beiträge. Diese Sonderregelung gilt nur für die Beiträge zur 

Basiskranken- und gesetzlichen Pflegeversicherung, nicht für die Absicherung von 

Wahlleistungen. Die für einen unterhaltsberechtigten Angehörigen übernommenen 

Beiträge zu Basiskranken- und Pflegeversicherung können nur berücksichtigt wer-

den, wenn sie nicht schon auf der Anlage Vorsorgeaufwand in den Zeilen 40 bis 44 

geltend gemacht wurden (vgl. die Ausführungen unter Nummer 5.3).

6 . 	 B E I T R AG SVO R AU S Z A H L U N G E N 

Grundsätzlich gilt für den Bereich der Sonderausgaben das Zu- und Abflussprinzip. 

Deshalb sind Beiträge in dem Jahr steuerlich zu berücksichtigen, in dem sie gezahlt 

wurden. Für Beitragsvorauszahlungen, die die Basisabsicherung betreffen, gibt es 

jedoch eine Sonderregelung. Diese gilt unabhängig davon, ob der Versicherungsneh-

mer gesetzlich oder privat kranken- und pflegeversichert ist:

Beiträge zur Basisabsicherung, die in einem Jahr als Vorauszahlung zum Erwerb eines 

Versicherungsschutzes für nachfolgende Jahre geleistet werden, können im Jahr der 

Zahlung nur in Höhe des 2,5-fachen des in diesem Jahr vertraglich geschuldeten 

Gesamtbeitrags für die Basisabsicherung als Sonderausgaben berücksichtigt werden. 

Wurden höhere Beiträge als das 2,5-fache (ab 2020: das 3-fache) der in diesem Jahr 

vertraglich geschuldeten Beiträge zur Basisabsicherung gezahlt, sind die übersteigen-

den Beiträge in dem Jahr, für das sie geleistet wurden, als Sonderausgaben abziehbar.

B E I S P I E L  4 :

Der selbstständig tätige Anwalt D zahlt im Jahr 2020 für seine private Krankenver-

sicherung monatlich 300 € (250 € Basisabsicherung und 50 € Wahlleistungen). Im 

November 2020 stellt er seinen Vertrag auf jährliche Beitragszahlung um und leistet 

als Vorauszahlung den gesamten Jahresbeitrag für das Jahr 2021 in Höhe von 3.600 € 

(3.000 € Basisabsicherung, 600 € Wahlleistungen).

D kann die im Jahr 2020 geleisteten Beiträge zur Krankenversicherung, soweit sie auf 

die Basisabsicherung entfallen, in Höhe von 6.000 € (250 € x 12 = 3.000 € für 2020 

und 3.000 € für 2021) als Sonderausgaben geltend machen. Denn die im Jahr 2020 

vorausbezahlten Beiträge für 2021, die auf die Basisabsicherung entfallen, übersteigen 

nicht das 3-fache des vertraglich geschuldeten Jahresbeitrags zur Basiskranken- und 

gesetzlichen Pflegeversicherung für das Jahr 2020 (250 € x 12 = 3.000 € x 3 = 9.000 €).
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B E I S P I E L  5 :

Die Bankangestellte B zahlt im Jahr 2019 für ihre private Krankenversicherung monat-

lich 100 € (nur Basisabsicherung, keine Wahlleistungen). Im Dezember 2019 stellt sie 

ihren Vertrag auf jährliche Beitragszahlung um und leistet 3.600 € als Vorauszahlung 

für die folgenden Jahre. Sie hat also in 2019 insgesamt 4.800 € Beiträge bezahlt (100 € 

x 12 = 1.200 € für 2019 + 3.600 € Vorauszahlungen).

Die Vorauszahlungen (3.600 €) übersteigen den maximal abziehbaren Betrag, denn 

sie sind höher als das 2,5-fache des vertraglich geschuldeten Jahresbeitrags für das 

Jahr 2019 (100 € x 12 = 1.200 € x 2.5 = 3.000 €). B kann im Jahr 2019 Beiträge zur Kran-

kenversicherung in Höhe von 3.000 € als Sonderausgaben abziehen (1.200 € für 2019, 

1.200 € für 2020, 600 € für 2021). Die übersteigenden 1.800 € kann sie erst in den 

Jahren 2021/2022 als Sonderausgaben geltend machen (600 € in 2021 und 1.200 € in 

2022).

7. 	 E L E K T R O N I S C H E  DAT E N Ü B E R M I T T L U N G

Durch das Zweite Datenschutz-Anpassungs- und -Umsetzungsgesetz EU (2. DSAnp- 

UG-EU) wurden die steuerlichen Regelungen zur elektronischen Datenübermitt-

lung der Beiträge zu Kranken- und Pflegeversicherungen geändert. Bisher musste der 

Steuerpflichtige ausdrücklich in die elektronische Übermittlung der Beitragsdaten 

einwilligen. Ein Sonderausgabenabzug der Beiträge war nur bei Vorliegen dieser Ein-

willigung zulässig. Diese Einwilligung ist nicht mehr erforderlich. Ab 2020 sind die 

Versicherungsunternehmen, Träger der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-

rung oder die Künstlersozialkasse aufgrund einer datenschutzrechtlichen Ermäch-

tigungsgrundlage gesetzlich verpflichtet, die für die zutreffende steuerliche Berück-

sichtigung der Beiträge erforderlichen Daten elektronisch an die Finanzverwaltung 

zu übermitteln. Maßgeblich für diese Datenübermittlung ist § 93c der Abgabenord-

nung (AO). 

H I N W E I S :

Werden die erforderlichen Daten aus Gründen, die der Steuerpflichtige nicht zu ver-

treten hat (z. B. technische Probleme), nicht übermittelt, kann der Steuerpflichtige 

den Nachweis über die geleisteten und erstatteten Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge auch in anderer Weise erbringen (z. B. schriftlicher Nachweis des Ver-

sicherungsunternehmens).
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Der schriftliche Nachweis gilt auch für Steuerpflichtige, die bei einem ausländischen 

Versicherungsunternehmen oder dem Träger einer ausländischen gesetzlichen Kran-

kenversicherung versichert sind, da diese nicht an der elektronischen Datenübermitt-

lung teilnehmen.

Folgende Daten werden vom Versicherungsunternehmen, dem Träger der gesetzli-

chen Kranken- und Pflegeversicherung oder der Künstlersozialkasse an die Finanz-

verwaltung übermittelt:

·· die Identifikationsnummer des Steuerpflichtigen

·· die Versicherungsdaten

·· die Höhe der im jeweiligen Beitragsjahr geleisteten und erstatteten Beiträge, 

soweit sie auf die Basisabsicherung entfallen (die Übermittlung des insgesamt im 

Jahr geleisteten Beitrags ist freiwillig möglich, aber nicht vorgeschrieben)

Der Steuerpflichtige wird nach erfolgter Datenübermittlung über die Höhe der über-

mittelten Beiträge für das Beitragsjahr informiert.

Ausgenommen von der Verpflichtung zur Datenübermittlung nach § 93c AO sind nur 

Beitragsdaten, die bereits in der Lohnsteuerbescheinigung oder der Rentenbezugs-

mitteilung enthalten sind. Das gilt zum Beispiel für Arbeitnehmer und Rentner, die 

in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind (auch bei freiwillig gesetzlich 

Versicherten), In diesem Fall sind die der Finanzverwaltung mitgeteilten Beiträge aus 

der Lohnsteuerbescheinigung bzw. der Rentenbezugsmitteilung ersichtlich.

Neben den Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung liegen dem Finanzamt 

zahlreiche weitere Daten, die bislang in der Steuererklärung anzugeben waren, auf-

grund elektronischer Datenübermittlungen bereits vor (sogenannte eDaten). Ab der 

Einkommensteuererklärung 2019 verzichtet die Finanzverwaltung auf die Angabe 

dieser eDaten in der Papier-Einkommensteuererklärung. In den Vordrucken sind die 

entsprechenden Stellen farblich hervorgehoben (dunkelgrün) und durch eine klei-

nes „e“ gekennzeichnet. In diese besonders gekennzeichneten Zeilen/Bereiche muss 

ab 2019 nichts mehr eingetragen werden; das Finanzamt übernimmt hier automatisch 

die eDaten. Weitere Informationen hierzu finden Sie im „Infoblatt eDaten“ in der 

Anlage zu diesem Aktuellen Tipp.

H I N W E I S :

Ist der Steuerpflichtige mit den eDaten einverstanden und möchte darüber hinaus 

keine weiteren Angaben machen, entfällt bei der Papier-Einkommensteuererklärung 
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grundsätzlich die Abgabe der Anlagen N, R und Vorsorgeaufwand. Es genügt die 

Abgabe des Hauptvordrucks ESt 1 A.

Bei der elektronischen Einkommensteuererklärung mit ELSTER sind auch die eDa-

ten einzutragen, die der Finanzverwaltung bereits elektronisch vorliegen. Denn vor 

der Übermittlung an das Finanzamt wird die Einkommensteuererklärung auf formale 

Richtigkeit geprüft. Dadurch sind weniger Rückfragen durch das Finanzamt erfor-

derlich und demzufolge erfolgt im Normalfall eine schnellere Bearbeitung durch das 

Finanzamt. Zudem ist durch die unverbindliche Steuerberechnung vorab ersichtlich, 

welche Erstattung oder Nachzahlung sich voraussichtlich ergibt. Bei der elektroni-

schen Einkommensteuererklärung ist die Eintragung der eDaten aber sehr komfor-

tabel. Hier bietet die Finanzverwaltung mit dem Abruf von Bescheinigungen (der 

sogenannten „vorausgefüllten Steuererklärung“) einen kostenlosen Service an. Dabei 

werden die zur Person bei der Finanzverwaltung gespeicherten Daten/Bescheinigun-

gen bereitgestellt und automatisch an die richtige Stelle in der elektronischen Ein-

kommensteuererklärung eingetragen. Wurde die Einkommensteuererklärung bereits 

im Vorjahr elektronisch über Mein ELSTER abgegeben, können genauso einfach die 

Vorjahresdaten automatisch an die richtige Stelle in der Einkommensteuererklärung 

übernommen werden und sind nicht erneut einzugeben.

H I N W E I S :

Um die „vorausgefüllte Steuererklärung“ nutzen zu können, wird eine Registrierung 

mit der Identifikationsnummer bei Mein ELSTER (www.elster.de) und die Zustim-

mung zum Abruf der Bescheinigungen benötigt. Als Alternative zu Mein ELSTER gibt 

es auch Steuerprogramme kommerzieller Hersteller, welche ebenfalls die Abgabe der 

elektronischen Steuererklärung mit dem Abruf der Bescheinigungen unterstützen.

8 . 	 B E I T R Ä G E  Z U  S O N ST I G E N  VO R S O R G E AU F W E N D U N G E N 

( A N L AG E  VO R S O R G E AU F WA N D,  Z E I L E N  4 5  B I S  5 7 )

Zu den sonstigen Vorsorgeaufwendungen gehören Beiträge zu

·· gesetzlichen oder privaten Kranken- und Pflegeversicherungen, soweit diese 

nicht der Basisabsicherung dienen (z.  B. die auf Wahlleistungen entfallenden 

Beitragsanteile und Beiträge zu einer zusätzlichen privaten Pflegeversicherung); 

diese sind in der Anlage Vorsorgeaufwand in den Zeilen 22, 27, 28 oder 36 ein-

zutragen, 

·· Versicherungen gegen Arbeitslosigkeit (gesetzliche Beiträge an die Bundesagen-
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tur für Arbeit und Beiträge zu privaten Versicherungen) – Anlage Vorsorgeauf-

wand, Zeile 46 –,

·· Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsversicherungen, wenn sie nicht Bestandteil 

eines Rürup-Vertrags sind – Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 47,

·· Unfallversicherungen, wenn es sich nicht um eine Unfallversicherung mit garan-

tierter Beitragsrückzahlung handelt (diese wird als Renten- oder Kapitallebens-

versicherung behandelt) – Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 48 –,

·· Haftpflichtversicherungen (z.  B. Privathaftpflicht, Kfz-Haftpflicht, Tier-Haft-

pflicht) – Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 48 –,

·· Risikolebensversicherungen (Lebensversicherungen, die nur für den Todesfall 

eine Leistung vorsehen) – Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 48 – und 

·· Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht, die kein Rürup-Vertrag sind 

(Anlage Vorsorgeaufwand, Zeile 50), Rentenversicherungen mit Kapitalwahl-

recht gegen laufende Beitragsleistungen, wenn das Kapitalwahlrecht nicht vor 

Ablauf von 12 Jahren seit Vertragsabschluss ausgeübt werden kann, sowie Kapi-

talversicherungen gegen laufende Beitragsleistungen mit Sparanteil, wenn der 

Vertrag für die Dauer von mindestens 12 Jahren abgeschlossen worden ist (Anlage 

Vorsorgeaufwand, Zeile 49). Voraussetzung ist, dass die Laufzeit dieser Versiche-

rungen vor dem 1. Januar 2005 begonnen hat und mindestens ein Versicherungs-

beitrag bis zum 31. Dezember 2004 geleistet wurde.

Die Beiträge zu diesen Versicherungen können bis zu einem jährlichen Höchstbe-

trag von 2.800 € bzw. 1.900 € als Sonderausgaben berücksichtigt werden, wenn die 

Höchstbeträge nicht bereits durch die tatsächlichen Beiträge zur Basiskrankenver-

sicherung zusammen mit den Beiträgen zur gesetzlichen Pflegeversicherung ausge-

schöpft wurden.

Der verminderte Höchstbetrag von 1.900 € gilt z. B. für

·· Arbeitnehmer, für die der Arbeitgeber steuerfreie Beiträge zur Krankenversi-

cherung leistet, oder die vom Arbeitgeber einen steuerfreien Zuschuss zu ihrer 

Krankenversicherung erhalten, 

·· Rentner, bei denen der Träger der gesetzlichen Rentenversicherung Beiträge an 

die gesetzliche Krankenkasse zahlt, oder die aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung einen steuerfreien Zuschuss zu ihrer Krankenversicherung erhalten,

·· Steuerpflichtige, die ohne eigene Beiträge einen Anspruch auf vollständige oder 

teilweise Erstattung oder Übernahme von Krankheitskosten haben (z. B. famili-

enversicherte Angehörige),

·· Besoldungs- oder Versorgungsempfänger (z. B. Beamte und ehemalige Beamte) 

oder gleichgestellte Personen, die beihilfeberechtigt sind; das gilt auch, soweit 

sie in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig versichert sind und des-
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halb trotz des grundsätzlichen Anspruchs darauf tatsächlich keine Beihilfe erhal-

ten oder

·· Tagespflegepersonen (z. B. Tagesmütter), deren Beiträge teilweise nach § 23 bzw. 

§ 39 SGB VIII erstattet werden.

Seit 2013 gilt der Höchstbetrag von 1.900 € auch für beihilferechtlich berücksichti-

gungsfähige Ehegatten oder Lebenspartner.

Hierfür sind sie Angaben in den Zeilen 51 bis 57 der Anlage Vorsorgeaufwand erfor-

derlich.

Dagegen gilt der Höchstbetrag von 2.800 € für Steuerpflichtige, die ihre Krankenversi-

cherung vollständig allein finanzieren müssen, typischerweise also für Selbstständige, 

aber auch für geringfügig Beschäftigte, für die der Arbeitgeber nur einen Pauschal-

beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung leistet. Bei Ehegatten bzw. Lebenspart-

nern, die zusammen veranlagt werden, wird die Summe der Höchstbeträge berück-

sichtigt, die individuell auf den jeweiligen Ehegatten bzw. Lebenspartner zutreffen. 

9 . 	 G Ü N ST I G E R P R Ü F U N G

Mit der Neuregelung des Sonderausgabenabzugs für Vorsorgeaufwendungen im 

Zusammenhang mit der Neuregelung der Besteuerung der Alterseinkünfte durch das 

Alterseinkünftegesetz im Jahr 2004 wurde auch eine Günstigerprüfung eingeführt, 

um Schlechterstellungen zu vermeiden. Im Rahmen der Günstigerprüfung wird der 

nach aktuell geltendem Recht mögliche Abzugsbetrag für Vorsorgeaufwendungen 

verglichen mit dem Abzugsbetrag, der sich nach dem bis zum 31. Dezember 2004 gel-

tenden Recht ergeben hätte. Der jeweils höhere Betrag wird dann bei der Veranla-

gung zur Einkommensteuer berücksichtigt.

Die Günstigerprüfung wird in den Jahren 2005 bis 2019 durchgeführt und erfolgt von 

Amts wegen. Ein besonderer Antrag ist daher nicht erforderlich. In die Günstigerprü-

fung werden die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie die Beiträge zu 

den sonstigen Vorsorgeaufwendungen (wie z. B. Unfall-, Haftpflicht- oder Lebensver-

sicherungen) und die Beiträge zu Rentenversicherungen einbezogen.
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10 . 	B E I T R Ä G E  Z U R  K R A N K E N -  U N D  P F L E G E V E R S I C H E R U N G  I M  LO H N ST E U E R -

A B Z U G SV E R FA H R E N

Bei jedem Arbeitnehmer wird im Lohnsteuerabzugsverfahren eine Vorsorgepauschale 

für die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung berücksichtigt. So soll gewähr-

leistet werden, dass der hierfür mögliche Sonderausgabenabzug nicht erst am Ende 

des Jahres im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer, sondern bereits beim 

monatlichen Lohnsteuerabzug durch den Arbeitgeber anteilig berücksichtigt wird.

Die Vorsorgepauschale setzt sich bei Arbeitnehmern, die in der gesetzlichen Kranken-

versicherung und der sozialen Pflegeversicherung versichert sind, wie folgt zusammen:

·· Teilbetrag für die Krankenversicherung in Höhe des Arbeitnehmerbeitrags zur 

gesetzlichen Krankenversicherung (ab 2015 einschließlich des kassenindividuel-

len Zusatzbeitrags zur Krankenversicherung)

·· Teilbetrag für die soziale Pflegeversicherung in Höhe des Arbeitnehmerbeitrags 

zur sozialen Pflegeversicherung, ggf. erhöht um den Beitragszuschlag für Arbeit-

nehmer ohne Kinder

Die Vorsorgepauschale ermittelt sich auf Grundlage des vom Arbeitnehmer bezo-

genen Arbeitslohns unabhängig von der Berechnung der tatsächlichen Beiträge zur 

Kranken- und Pflegeversicherung. Sie gilt sowohl für pflichtversicherte wie auch für 

freiwillig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer.

Bei Arbeitnehmern, die in der privaten Krankenversicherung und der privaten Pfle-

gepflichtversicherung versichert sind (z. B. Beamte und höher verdienende Arbeit-

nehmer), werden die vom Versicherungsunternehmen mitgeteilten Beiträge zur 

Basiskranken- und Pflegepflichtversicherung als Vorsorgepauschale berücksichtigt. Ist 

der Arbeitgeber gesetzlich verpflichtet, für den Arbeitnehmer einen nach § 3 Nr. 62 

EStG steuerfreien Zuschuss zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen zu 

leisten, ist die Vorsorgepauschale um diesen Zuschuss zu kürzen.

Die Versicherungsunternehmen haben den privat versicherten Steuerpflichtigen 

für die Ermittlung der Vorsorgepauschale eine Beitragsbescheinigung über die vor-

aussichtlich zu berücksichtigenden privaten Basiskranken- und Pflegepflichtver-

sicherungsbeiträge zuzusenden. Nur wenn diese Beitragsbescheinigung an den 

Arbeitgeber weitergegeben wird, kann die Vorsorgepauschale zutreffend im Lohn-

steuerabzugsverfahren berücksichtigt werden. Eine erstellte Beitragsbescheinigung 

gilt solange, bis eine neue Beitragsbescheinigung ausgestellt wird (z. B. wenn sich die 

steuerlich zu berücksichtigenden Beträge geändert haben).
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Es ist jedoch in jedem Fall mindestens die Mindestvorsorgepauschale für Kranken- 

und Pflegeversicherungsbeiträge beim Lohnsteuerabzug zu berücksichtigen. Sie gilt 

sowohl für gesetzlich wie auch für private versicherte Arbeitnehmer. Die Mindestvor-

sorgepauschale beträgt 12 % des Arbeitslohns, höchstens 1.900 €. Der Höchstbetrag 

erhöht sich auf 3.000 €, wenn die Lohnsteuer nach der Steuerklasse III zu ermitteln 

ist. Ein Antrag des Arbeitnehmers auf Ansatz der Mindestvorsorgepauschale ist nicht 

erforderlich. Die Mindestvorsorgepauschale wird vom Arbeitgeber zwingend berück-

sichtigt, wenn sie höher ist als die Vorsorgepauschale.

In folgenden Fällen wird immer die Mindestvorsorgepauschale berücksichtigt:

·· bei Arbeitnehmern, die in einer ausländischen Kranken- und Pflegeversicherung 

versichert sind

·· bei Arbeitnehmern, die Arbeitslohn aus einer geringfügigen Beschäftigung bezie-

hen, der individuell besteuert wird

Da in diesen Fällen keine Beiträge zur inländischen gesetzlichen Kranken- und Pflege-

versicherung zu leisten sind, ist eine Berechnung der Vorsorgepauschale nicht möglich.

H I N W E I S :

Wurde im Lohnsteuerabzugsverfahren durch den Ansatz der (Mindest-)Vorsorgepau-

schale ein höherer Betrag steuermindernd berücksichtigt als die tatsächlich in die-

sem Jahr als Sonderausgaben zu berücksichtigenden Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge, besteht eine Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung für dieses Jahr.
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Zahlreiche Daten über Ihre Besteuerungsgrundlagen (z. B. Bruttoarbeitslöhne und die zugehörigen Lohnsteuer- 
abzugsbeträge, bestimmte Beiträge zur Kranken- / Pflegeversicherung und Altersvorsorge, Lohnersatzleistungen, 
Renten etc.), die Sie in Ihrer Einkommensteuererklärung bislang angegeben haben, liegen der Finanzverwaltung 
aufgrund entsprechender elektronischer Datenübermittlungen der mitteilungspflichtigen Stellen bereits vor 
(sog. eDaten       ).

Ab dem Kalenderjahr 2019 verzichtet die Finanzverwaltung auf die Angabe dieser eDaten in Ihrer Einkommen- 
steuererklärung. Die Erstellung der Steuererklärung wird dadurch wesentlich erleichtert.

Information
zur Abgabe der Einkommensteuererklärung für die Jahre ab 2019

Infoblatt eDaten –  Aug. 2019

e

e

In der folgenden Übersicht erhalten Sie Antworten auf die wichtigsten Fragen:

Was ist neu? Daten, die von mitteilungspflichtigen Stellen (z. B. Arbeitgeber, Versicherungs- 
unternehmen) nach Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung an die Finanz- 
verwaltung elektronisch übermittelt werden, gelten als Ihre Angaben.
Demzufolge sind diese eDaten in Ihrer Einkommensteuererklärung nicht mehr 
anzugeben. 
Die Abgabe der Anlagen N, R und Vorsorgeaufwand entfällt, wenn 
• die elektronisch übermittelten Daten zutreffend und
• in den nicht mit     gekennzeichneten Zeilen / Bereichen keine Eintragungen 

vorzunehmen 
sind.
Der Hauptvordruck ESt 1 A ist in jedem Fall abzugeben.

e

Woher weiß ich, welche 
eDaten übermittelt 
wurden?

Die eDaten sind aus den Ihnen zugesandten Mitteilungen der mitteilungspflichtigen 
Stellen zu entnehmen.

Bei Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung wird diese Mitteilung erstmalig 
nur auf Ihre Anforderung hin und in den darauf folgenden Jahren automatisch 
zugesandt.

Woran kann ich diese 
eDaten erkennen?

In den Vordrucken zur Einkommensteuererklärung sind diese Zeilen / Bereiche 
hervorgehoben und mit    gekennzeichnet (siehe Abbildung).e

2019AnlVor241 2019AnlVor241– Aug. 2019 –

2019
1

Name

2

Vorname

3 Steuernummer

AnlageAnlageAnlage
VorsorgeaufwandVorsorgeaufwandVorsorgeaufwand

Angaben zu Vorsorgeaufwendungen 52
Beiträge zur Altersvorsorge stpfl. Person /

Ehemann / Person A
EUR

Ehefrau / Person B
EUR

4 ,- ,-300 400Arbeitnehmeranteil lt. Nr. 23 a/b der Lohnsteuerbescheinigung

5 ,- ,-301 401
Beiträge zur landwirtschaftlichen Alterskasse, zu berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtungen, die den gesetzlichen Rentenversicherungen ver-
gleichbare Leistungen erbringen (abzüglich steuerfreier Zuschüsse lt. Nr. 22 b
der Lohnsteuerbescheinigung) – ohne Beiträge, die in Zeile 4 geltend gemacht werden –

6 ,- ,-302 402Beiträge zu gesetzlichen Rentenversicherungen
– ohne Beiträge, die in Zeile 4 geltend gemacht werden –

7 ,- ,-309 409
Erstattete Beiträge und / oder steuerfreie Zuschüsse zu den Zeilen 4 bis 6
(ohne Zuschüsse, die von den Beiträgen lt. Zeile 8 abzuziehen sind und
ohne Zuschüsse lt. Zeile 9 und 10)

8 ,- ,-303 403
Beiträge zu zertifizierten Basisrentenverträgen (sog. Rürup-Verträge) mit
Laufzeitbeginn nach dem 31.12.2004 (abzüglich steuerfreier Zuschüsse)
– ohne Altersvorsorgebeiträge, die in der Anlage AV geltend gemacht werden –

9 ,- ,-304 404Arbeitgeberanteil / -zuschuss lt. Nr. 22 a/b der Lohnsteuerbescheinigung

10 ,- ,-306 406
Arbeitgeberanteil zu gesetzlichen Rentenversicherungen im Rahmen einer
pauschal besteuerten geringfügigen Beschäftigung (bitte Anleitung beachten)

Beiträge zur inländischen gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung

Arbeitnehmerbeiträge zu Krankenversicherungen lt. Nr. 25 der Lohnsteuer-
bescheinigung11 ,- ,-320 420

In Zeile 11 enthaltene Beiträge, aus denen sich kein Anspruch
auf Krankengeld ergibt12 ,- ,-322 422

Arbeitnehmerbeiträge zu sozialen Pflegeversicherungen lt. Nr. 26 der Lohn-
steuerbescheinigung13 ,- ,-323 423

Zu den Zeilen 11 bis 13:

Von der Kranken- und / oder sozialen Pflegeversicherung erstattete Beiträge14 ,- ,-324 424

In Zeile 14 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus denen sich
kein Anspruch auf Krankengeld ergibt, und zur sozialen Pflegeversicherung15 ,- ,-325 425

Beiträge zu Krankenversicherungen
– ohne Beiträge, die in Zeile 11 geltend gemacht werden –

(z. B. bei Rentnern, bei freiwillig gesetzlich versicherten Selbstzahlern)16 ,- ,-326 426

In Zeile 16 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus
denen sich ein Anspruch auf Krankengeld ergibt17 ,- ,-328 428

Beiträge zu sozialen Pflegeversicherungen
– ohne Beiträge, die in Zeile 13 geltend gemacht werden –

(z. B. bei Rentnern, bei freiwillig gesetzlich versicherten Selbstzahlern)18 ,- ,-329 429

Zu den Zeilen 16 bis 18:

Von der Kranken- und / oder sozialen Pflegeversicherung erstattete Beiträge19 ,- ,-330 430

In Zeile 19 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus denen sich
ein Anspruch auf Krankengeld ergibt20 ,- ,-331 431

Zuschuss zu den Beiträgen lt. Zeile 16 und / oder 18 – ohne Beträge
lt. Zeile 37 und 39 – (z. B. von der Deutschen Rentenversicherung)21 ,- ,-332 432

Über die Basisabsicherung hinausgehende Beiträge zu Krankenversiche-
rungen (z. B. für Wahlleistungen, Zusatzversicherungen) abzüglich
erstatteter Beiträge

22 ,- ,-338 438

Beiträge zur inländischen privaten Kranken- und Pflegeversicherung

Beiträge zu Krankenversicherungen (nur Basisabsicherung, keine Wahl-
leistungen)23 ,- ,-350 450

Beiträge zu Pflege-Pflichtversicherungen24 ,- ,-351 451

Zu den Zeilen 23 und 24:

Von der privaten Kranken- und / oder Pflege-Pflichtversicherung erstattete
Beiträge25 ,- ,-352 452

Zuschuss von dritter Seite zu den Beiträgen lt. Zeile 23 und / oder 24
(z. B. von der Deutschen Rentenversicherung)26 ,- ,-353 453

Über die Basisabsicherung hinausgehende Beiträge zu Krankenversiche-
rungen (z. B. für Wahlleistungen, Zusatzversicherungen) abzüglich
erstatteter Beiträge

27 ,- ,-354 454

Beiträge (abzüglich erstatteter Beiträge) zu zusätzlichen Pflege-
versicherungen (ohne Pflege-Pflichtversicherung)28 ,- ,-355 455

Daten für die mit�e gekennzeichneten Zeilen
liegen im Regelfall vor und müssen, wenn sie
zutreffend sind, nicht ausgefüllt werden.
– Bitte Infoblatt eDaten /Anleitungbeachten –

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

�e

Was ist zu tun, 
wenn ich abweichende 
Daten erklären möchte?

Die der Finanzverwaltung vorliegenden eDaten haben keine Bindungswirkung. 
Ihnen steht es weiterhin frei, eigene Angaben vorzunehmen (z. B. Änderung des 
Bruttoarbeitslohns aufgrund der Privatnutzung eines Firmenwagens). Nur in diesem 
Fall sind die zutreffenden Daten vollständig in den dafür vorgesehenen Zeilen / 
Bereichen in der Einkommensteuererklärung zu erklären.

Weitere Auskünfte und 
Informationen

Weitere Informationen können Sie den verschiedenen Anleitungen zur Ein- 
kommensteuererklärung entnehmen.

Auskünfte erteilt Ihnen auch Ihr zuständiges Finanzamt.

Achtung: Farbfeld mit _ benutzen !!!

Wann muss ich die mit 
gekennzeichneten Zeilen 
weiterhin ausfüllen?

Sie müssen diese Zeilen / Bereiche weiterhin ausfüllen, wenn Ihnen bekannt ist, 
dass die eDaten nicht oder nicht zutreffend übermittelt wurden.

e
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2019AnlVor241 2019AnlVor241– Aug. 2019 –

2019
1

Name

2

Vorname

3 Steuernummer

AnlageAnlageAnlage
VorsorgeaufwandVorsorgeaufwandVorsorgeaufwand

Angaben zu Vorsorgeaufwendungen 52
Beiträge zur Altersvorsorge stpfl. Person /

Ehemann / Person A
EUR

Ehefrau / Person B
EUR

4 ,- ,-300 400Arbeitnehmeranteil lt. Nr. 23 a/b der Lohnsteuerbescheinigung

5 ,- ,-301 401
Beiträge zur landwirtschaftlichen Alterskasse, zu berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtungen, die den gesetzlichen Rentenversicherungen ver-
gleichbare Leistungen erbringen (abzüglich steuerfreier Zuschüsse lt. Nr. 22 b
der Lohnsteuerbescheinigung) – ohne Beiträge, die in Zeile 4 geltend gemacht werden –

6 ,- ,-302 402Beiträge zu gesetzlichen Rentenversicherungen
– ohne Beiträge, die in Zeile 4 geltend gemacht werden –

7 ,- ,-309 409
Erstattete Beiträge und / oder steuerfreie Zuschüsse zu den Zeilen 4 bis 6
(ohne Zuschüsse, die von den Beiträgen lt. Zeile 8 abzuziehen sind und
ohne Zuschüsse lt. Zeile 9 und 10)

8 ,- ,-303 403
Beiträge zu zertifizierten Basisrentenverträgen (sog. Rürup-Verträge) mit
Laufzeitbeginn nach dem 31.12.2004 (abzüglich steuerfreier Zuschüsse)
– ohne Altersvorsorgebeiträge, die in der Anlage AV geltend gemacht werden –

9 ,- ,-304 404Arbeitgeberanteil / -zuschuss lt. Nr. 22 a/b der Lohnsteuerbescheinigung

10 ,- ,-306 406
Arbeitgeberanteil zu gesetzlichen Rentenversicherungen im Rahmen einer
pauschal besteuerten geringfügigen Beschäftigung (bitte Anleitung beachten)

Beiträge zur inländischen gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung

Arbeitnehmerbeiträge zu Krankenversicherungen lt. Nr. 25 der Lohnsteuer-
bescheinigung11 ,- ,-320 420

In Zeile 11 enthaltene Beiträge, aus denen sich kein Anspruch
auf Krankengeld ergibt12 ,- ,-322 422

Arbeitnehmerbeiträge zu sozialen Pflegeversicherungen lt. Nr. 26 der Lohn-
steuerbescheinigung13 ,- ,-323 423

Zu den Zeilen 11 bis 13:

Von der Kranken- und / oder sozialen Pflegeversicherung erstattete Beiträge14 ,- ,-324 424

In Zeile 14 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus denen sich
kein Anspruch auf Krankengeld ergibt, und zur sozialen Pflegeversicherung15 ,- ,-325 425

Beiträge zu Krankenversicherungen
– ohne Beiträge, die in Zeile 11 geltend gemacht werden –

(z. B. bei Rentnern, bei freiwillig gesetzlich versicherten Selbstzahlern)16 ,- ,-326 426

In Zeile 16 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus
denen sich ein Anspruch auf Krankengeld ergibt17 ,- ,-328 428

Beiträge zu sozialen Pflegeversicherungen
– ohne Beiträge, die in Zeile 13 geltend gemacht werden –

(z. B. bei Rentnern, bei freiwillig gesetzlich versicherten Selbstzahlern)18 ,- ,-329 429

Zu den Zeilen 16 bis 18:

Von der Kranken- und / oder sozialen Pflegeversicherung erstattete Beiträge19 ,- ,-330 430

In Zeile 19 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus denen sich
ein Anspruch auf Krankengeld ergibt20 ,- ,-331 431

Zuschuss zu den Beiträgen lt. Zeile 16 und / oder 18 – ohne Beträge
lt. Zeile 37 und 39 – (z. B. von der Deutschen Rentenversicherung)21 ,- ,-332 432

Über die Basisabsicherung hinausgehende Beiträge zu Krankenversiche-
rungen (z. B. für Wahlleistungen, Zusatzversicherungen) abzüglich
erstatteter Beiträge

22 ,- ,-338 438

Beiträge zur inländischen privaten Kranken- und Pflegeversicherung

Beiträge zu Krankenversicherungen (nur Basisabsicherung, keine Wahl-
leistungen)23 ,- ,-350 450

Beiträge zu Pflege-Pflichtversicherungen24 ,- ,-351 451

Zu den Zeilen 23 und 24:

Von der privaten Kranken- und / oder Pflege-Pflichtversicherung erstattete
Beiträge25 ,- ,-352 452

Zuschuss von dritter Seite zu den Beiträgen lt. Zeile 23 und / oder 24
(z. B. von der Deutschen Rentenversicherung)26 ,- ,-353 453

Über die Basisabsicherung hinausgehende Beiträge zu Krankenversiche-
rungen (z. B. für Wahlleistungen, Zusatzversicherungen) abzüglich
erstatteter Beiträge

27 ,- ,-354 454

Beiträge (abzüglich erstatteter Beiträge) zu zusätzlichen Pflege-
versicherungen (ohne Pflege-Pflichtversicherung)28 ,- ,-355 455

Daten für die mit�e gekennzeichneten Zeilen
liegen im Regelfall vor und müssen, wenn sie
zutreffend sind, nicht ausgefüllt werden.
– Bitte Infoblatt eDaten /Anleitungbeachten –
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�e
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Beiträge zur ausländischen gesetzlichen oder privaten Kranken- und Pflegeversicherung
stpfl. Person /

Ehemann / Person A
EUR

Ehefrau / Person B
EURBeiträge (abzüglich steuerfreier Zuschüsse – ohne Beträge lt. Zeile 37 –)

zur Krankenversicherung, die mit einer inländischen Krankenversicherung
vergleichbar ist (nur Basisabsicherung, keine Wahlleistungen)31 ,- ,-333 433

In Zeile 31 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus denen sich
kein Anspruch auf Krankengeld ergibt32 ,- ,-334 434

Beiträge (abzüglich steuerfreier Zuschüsse – ohne Beträge lt. Zeile 39 –)
zur sozialen Pflegeversicherung / Pflege-Pflichtversicherung, die mit einer
inländischen Pflegeversicherung vergleichbar ist33 ,- ,-335 435

Zu den Zeilen 31 bis 33:

Von der Kranken- und / oder sozialen Pflegeversicherung / Pflege-Pflicht-
versicherung erstattete Beiträge34 ,- ,-336 436

In Zeile 34 enthaltene Beiträge zur Krankenversicherung, aus denen sich
kein Anspruch auf Krankengeld ergibt, und zur sozialen Pflegeversicherung35 ,- ,-337 437

Über die Basisabsicherung hinausgehende Beiträge (abzüglich erstatteter
Beiträge) zu Krankenversicherungen und zusätzlichen Pflegeversicherungen
(z. B. für Wahlleistungen, Zusatzversicherungen)36 ,- ,-339 439

Steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse

Gesetzliche Krankenversicherung lt. Nr. 24 a der Lohnsteuerbescheinigung37 ,- ,-360 460

Private Krankenversicherung lt. Nr. 24 b der Lohnsteuerbescheinigung38 ,- ,-361 461

Gesetzliche Pflegeversicherung lt. Nr. 24 c der Lohnsteuerbescheinigung39 ,- ,-362 462

Als Versicherungsnehmer für andere Personen übernommene Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge
– „Andere Personen“ sind z. B. Kinder, für die kein Anspruch auf Kindergeld / Kinderfreibetrag besteht (bei Anspruch auf Kindergeld / Kinderfreibetrag sind die Eintragungen
in den Zeilen 31 bis 42 der Anlage Kind vorzunehmen). –

40

IdNr. der mitversicherten Person Name, Vorname, Geburtsdatum der mitversicherten Person

600

stpfl. Person / Ehegatten /
Lebenspartner

EUR

Beiträge (abzüglich steuerfreier Zuschüsse) zu privaten Krankenversicherungen
(nur Basisabsicherung, keine Wahlleistungen)41 ,-601

Beiträge (abzüglich steuerfreier Zuschüsse) zu Pflege-Pflichtversicherungen42 ,-602

Zu den Zeilen 41 und 42:

Von der privaten Kranken- und / oder Pflege-Pflichtversicherung erstattete Beiträge43 ,-603

Beiträge (abzüglich erstatteter Beiträge) zu privaten Kranken- und / oder Pflegeversicherungen
(ohne Basisabsicherung, z. B. für Wahlleistungen, Zusatzversicherungen)44 ,-604

Weitere sonstige Vorsorgeaufwendungen stpfl. Person /
Ehemann / Person A

EUR
Ehefrau / Person B

EUR

Arbeitnehmerbeiträge zur Arbeitslosenversicherung lt. Nr. 27 der
Lohnsteuerbescheinigung45 ,- ,-370 470

Beiträge (abzüglich steuerfreier Zuschüsse und erstatteter Beiträge) zu

stpfl. Person / Ehegatten /
Lebenspartner

EUR

– Versicherungen gegen Arbeitslosigkeit – ohne Beiträge, die in Zeile 45 geltend gemacht werden –46 ,-500

– freiwilligen eigenständigen Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsversicherungen47 ,-501

– Unfall- und Haftpflichtversicherungen sowie Risikoversicherungen, die nur für den Todesfall eine
Leistung vorsehen48 ,-502

– Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht und / oder Kapitallebensversicherungen mit einer Laufzeit
von mindestens 12 Jahren sowie einem Laufzeitbeginn und der ersten Beitragszahlung vor dem 1.1.200549 ,-503

– Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht mit Laufzeitbeginn und erster Beitragszahlung vor dem
1.1.2005 (auch steuerpflichtige Beiträge zu Versorgungs- und Pensionskassen)
– ohne Altersvorsorgebeiträge, die in der Anlage AV geltend gemacht werden –50 ,-504

Ergänzende Angaben zu Vorsorgeaufwendungen stpfl. Person /
Ehemann / Person A Ehefrau / Person B

Haben Sie zu Ihrer Krankenversicherung oder Ihren Krankheitskosten Anspruch auf
steuerfreie Zuschüsse, steuerfreie Arbeitgeberbeiträge oder steuerfreie Beihilfen?51 307 4072 = Nein 2 = Nein

Es bestand 2019 keine gesetzliche Rentenversicherungspflicht aus dem aktiven
Dienstverhältnis / aus der Tätigkeit

– als Beamter / Beamtin52 380 4801 = Ja 1 = Ja

– als Vorstandsmitglied / GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer/in53 381 4811 = Ja 1 = Ja

– als (z. B. Praktikant/in, Student/in im Praktikum)

54

Bezeichnung

382 4821 = Ja 1 = Ja

Aufgrund des genannten Dienstverhältnisses / der Tätigkeit bestand hingegen
eine Anwartschaft auf Altersversorgung55 383 483

1 = Ja
2 = Nein

1 = Ja
2 = Nein

Die Anwartschaft auf Altersversorgung wurde ganz oder teilweise ohne eigene
Beitragsleistungen erworben56 384 484

1 = Ja
2 = Nein

1 = Ja
2 = Nein

Es wurde Arbeitslohn aus einem nicht aktiven Dienstverhältnis – insbesondere
Betriebsrente / Werkspension – bezogen, bei dem es sich nicht um steuer-
begünstigte Versorgungsbezüge (Zeilen 11 bis 16 der Anlage N) handelt.
Bei Altersteilzeit ist hier keine Eintragung vorzunehmen.57 385 4851 = Ja 1 = Ja
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